
Ä-K13-171 Jetzt Demokratie verteidigen: Selbstbestimmung und Gerechtigkeit

Antragsteller*in: Heiner Klemp

Änderungsantrag zu WP-3

In Zeile 17:
Die Stimmung in der Kommunalpolitik wird vielerorts immer angespannter, der Tonfall rauer. Immer
mehr kommunalpolitisch Aktive sind Anfeindungen, Drohungen oder gar Angriffen ausgesetzt. Das Land
muss Kommunalpolitiker*innen besser schützen, daher braucht es eine Rechtsschutzversicherung für
ehrenamtliche Kommunalpolitiker*innen und einen Ausbau der zentralen Anlaufstelle, an die sie sich im
Falle von Bedrohungen oder Anfeindungen wenden können. Es braucht aber auch eine konsequente
Verfolgung strafbarer Handlungen und die parteiübergreifende Solidarität. Den Aufbau entsprechender
Demokratie-Netzwerke, insbesondere für (besonders betroffene) Frauen wollen wir unterstützen.

Begründung

Eine "Rechtsschutzversicherung" lehne ich mit Nachdruck ab, zumal private Versicherungsgesellschaften
diese, der politischen Auseinandersetzung unterliegenden Verträge nicht anbieten und aus meiner Sicht
auch nicht anbieten werden, da das Risiko für sie nicht kalkulierbar ist.

Gäbe es diese Rechtsschutzversicherung, so würde sie meiner Meinung nach vor allem von
Rechtspopulisten in Anspruch genommen, um damit Nazi-Propaganda zu unterstützen und Nazi-
Anwälte zu Honoraren zu verhelfen. Dass diese die Prozesse möglicherweise später verlieren, spielt bei
den Populisten keine Rolle, der populistische Effekt ist ja bereits vorher erzielt.

Bei einer Genehmigung oder Ablehnung von Prozessen wird sich eine Versicherung schwer tun und es
gibt keine Gewähr dafür, dass sie "gute" Prozesse von "schlechten" unterscheiden kann. Auch daher wird
sich das kein Versicherer antun.

Tatsächlich brauchen wir außer hartnäckigen Staatsanwaltschaften vor allem Solidarität,
möglicherweise auch Solidaritätsfonds, die sich aus den Aufwandsentschädigungen der
Mandatsträger*innen speisen könnten, die wir dann gerne etwas anheben können. Dies sollte aber nicht
staatlich organisiert sein, daher würde ich das so nicht ins Wahlprogramm schreiben.

Wichtig ist es vor allem, parteiübergreifend zu denken. Beispielsweise haben wir mit
parteiübergreifenden Frauenbündnissen zur Stärkung der Mandatsträgerinnen gute Erfahrungen
gemacht.
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